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harrenden Note rechargiert werden solle. Seine Antwort lautete dahin, dass ich 
die Frage im Auge behalten müsse und zu der günstig erscheinenden Zeit 
mündlich oder schriftlich rechargieren könne. Seither habe ich hier Ende Dezem­
ber noch die Wahrnehmung machen müssen, dass das Auswärtige Amt ziemlich 
noch auf demselben Standpunkt wie im Sommer stand und dass wir mit einer 
Recharge voraussichtlich eine vielleicht motivierte unangenehme Absage entge­
gensehen würden.

Seither ist wieder Zeit vergangen und nach Empfang Ihres Briefes suchte ich 
Gelegenheit das Auswärtige Amt in Sachen zu sondieren. Ich brachte eine mir im 
Juli gemachte Mitteilung wieder zur Sprache, wonach im vergangenen Sommer 
eine Konferenz zwischen den beteiligten deutschen Staaten zur Besprechung 
unserer Note stattfinden sollte, die aber, des Mehlstreites wegen, verschoben 
worden war und frug, ob diese Konferenz inzwischen stattgefunden habe. Mein 
Gewährsmann im Auswärtigen Amte gab mir zur Antwort, dass ihm völlig 
unbekannt sei, ob in der Zwischenzeit etwas in Sachen geschehen sei; er glaube 
es nicht, weil die von uns angeregte Frage mit den Schiffahrtsabgaben im nahen 
Connex stehe und letztere zur Zeit noch lange nicht spruchreif sei; Deutschland 
müsste sich mit Holland und Österreich verständigen; er würde sich aber 
erkundigen, wie nun unsere Frage stehe. Ich benutzte diese Äusserung, um zu 
fragen, ob ich wegen unserer Note vom Februar vor. Js. rechargieren solle. Nach 
einigem Nachdenken gab mir dieser Beamte die Antwort, dass es wohl nicht 
schaden könne, obgleich er nicht wisse, ob in Anbetracht der zuletzt erwähnten 
Tatsachen (Schiffahrtsabgaben) die Erteilung einer baldigen Antwort zu ermögli­
chen sein wird.

Vorausgesetzt, dass Sie bezw. der hohe Bundesrat damit einverstanden ist, 
werde ich nächste Woche beim Auswärtigen Amte rechargieren.
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Antrag des Vorstehers des Handels-, Industrie- und Landwirtschafts- 
departementes, J. Schobinger, an den Bundesrat

Weltausstellung in Brüssel Bern, 16. April 1909

Der Bundesrat wurde am 29. November 1907 von der belgischen Gesandt­
schaft in Bern zur Beteiligung an der im nächsten Jahre in Brüssel stattfindenden 
Weltausstellung eingeladen.

Das Handelsdepartement ersuchte zunächst den Vorort des Schweizerischen 
Handels- und Industrie-Vereins, den Schweizerischen Gewerbe verein und den 
Schweizerischen Bauernverband um Begutachtung und erhielt von diesen Orga­
nen die Mitteilung, dass nach den angestellten Erhebungen eine offizielle Beteili­
gung der Schweiz nicht zu empfehlen sei.

Unser Generalkonsul in Brüssel, der hievon benachrichtigt wurde und sich 
schon früher für die Bildung einer offiziellen schweizerischen Sektion ausgespro­
chen hatte, verwendete sich dafür, dass in Anbetracht der allgemeinen kommer-
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ziellen Bedeutung Belgiens wenigstens eine private schweizerische Ausstellungs­
gruppe organisiert werde. Herr Nationalrat Ador, als gewesener schweizerischer 
Generalkommissär für die Weltausstellung in Paris, äusserte sich am 3. Novem­
ber 1908 auf Befragen des Handelsdepartementes insofern in günstigem Sinne, 
als er es als wünschenswert bezeichnete, dass diejenigen Industriezweige, welche 
an der Ausstellung in Brüssel ein praktisches Interesse haben, nicht wie bei 
frühem belgischen Ausstellungen sich selbst überlassen, sondern offiziell organi­
siert werden.

Die inzwischen geschaffene schweizerische Zentralstelle für das Ausstellungs­
wesen befasste sich mit der Angelegenheit gleich nach ihrer am 21. November 
vor. Jahres erfolgten Konstituierung. Eine von ihr nach Brüssel abgeordnete 
Delegation überzeugte sich davon, dass die Ausstellung bedeutende Dimensio­
nen annehmen werde und dass namentlich Deutschland und Frankreich sich zu 
einer grossartigen Beteiligung rüsten. Sie kam daher zu dem Schlüsse, dass sich 
eine offizielle Beteiligung der Schweiz mit beschränkter Auswahl der Industrien 
empfehle. Bei der Beratung im Schosse der Zentralstelle traten jedoch Bedenken 
zutage, einerseits besonders deswegen, weil die Platzmiete in der allgemeinen 
Ausstellungshalle ausserordentlich hoch ist, und wir mit beträchtlichen Kosten 
einen besondern Pavillon erstellen müssten; anderseits im Hinblick darauf, dass 
im Jahr 1911 zur 50jährigen Jubiläumsfeier des Königreichs Italien eine Weltaus­
stellung in Turin stattfinden wird, an der die Schweiz als Nachbarstaat nicht wird 
fehlen dürfen, und dass ausser dem unsere Kräfte auch für die Landesausstellung 
in Bern in ausserordentlicher Weise werden in Anspruch genommen werden. Die 
Zentralstelle beschloss, vorderhand eine neue Enquete zu veranstalten, um 
genau zu ermitteln, welche einzelnen Industriellen und Industriegruppen ausstel­
len wollen, mittlerweile in Brüssel unverbindlich den nötigen Platz zu belegen, 
für den Fall, dass eine grössere schweizerische Sektion zustande kommen sollte.

Über das Resultat der Enquete berichtet nun die Zentralstelle in einer vom 6. 
dies datierten Eingabe an den Bundesrat. Danach haben alle unsere grossen 
Textilindustrien abgelehnt; ebenso die chemische Industrie, die Bijouterie, fer­
ner auch die Bundesbahnen. Mehr oder weniger bestimmte Zusagen liegen im 
wesentlichen nur vor von einer Anzahl Maschinenfabriken (worunter Brown, 
Boveri & Cie. und Gebrüder Sulzer), Metallwarenfabriken, einer Gruppe von 
Uhrenindustriellen, zwei Fabriken von kondensierter Milch, zwei Chocoladefa- 
briken, zwei Spiritusfabriken, einigen Vertretern der graphischen Industrie, 
ferner von der Holzschnitzerei und von der Töpferschule in Steffisburg.

Da sich für die Ausstellung ein so geringes Interesse kundgibt, gelangte die 
Zentralstelle zu folgenden Beschlüssen:

1. Von einer offiziellen Beteiligung der Schweiz an der internationalen Aus­
stellung in Brüssel 1910 sei abzusehen.

2. Ein eigener Pavillon sei nicht zu errichten.
3. Für die angemeldeten Aussteller sei entsprechend Platz in den für ausländi­

sche Staaten reservierten Hallen zu mieten.
4. Die Zentralstelle habe für die Aussteller in Brüssel den Verkehr mit den 

Ausstellungsbehörden, die allgemeine Organisation und die allgemeine Dekora­
tion zu besorgen.
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5. Der Bund sei um eine entsprechende Subvention und zugleich um einen 
Zuschuss an die Beiträge derjenigen Kantone oder sonstigen Subvenienten zu 
ersuchen, die von sich aus die Aussteller in Brüssel unterstützen; die bezüglichen 
Gesuche der Kantone etc. seien direkt an den Bundesrat zu richten.

[ . . . ] '
Wir beantragen: Es sei der Zentralstelle per Bundeskanzlei mitzuteilen, dass 

der Bundesrat ihre Anträge 1-4 genehmigt habe und der Bundesversammlung 
deshalb empfehlen werde, ihr einen Kredit bis zum Betrag von Fr. 35.000.- im 
genannten Sinne zur Verfügung zu stellen. Hinsichtlich Ziffer 5 ihrer Anträge 
müsse jedoch der Bundesrat sich angesichts der eidgenössischen Finanzlage und 
der ändern Ausstellungsunternehmungen (Turin und Landesausstellung), die 
den Bundesfiskus in Bälde in grösserem Masse in Anspruch nehmen werden, 
ablehnend verhalten. Der Bundesrat sei der Ansicht, dass die Übernahme der 
Organisation und Dekoration durch den Bund sich auch hinsichtlich der allfälli­
gen Spezialausstellungen der Uhrenindustrie, Schnitzlerei etc. als eine genügen­
de Leistung darstelle, der gegenüber es als gerechtfertigt erscheine, dass die 
nötigen anderweitigen Beiträge an die Kosten spezieller Ausstellungsgruppen 
von den Kantonen allein übernommen werden2.

1. Die Ausführungen zu der in Punkt 5 dargelegten Subventions-Frage sind weggelassen.
2. Der Bundesrat beschloss am 27. April 1909 die Annahme dieses Antrages (E 1004 1/236).
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Aufzeichnung des Vorstehers des Post- und Eisenbahndepartements, L. Forrer 

handschriftlich Undatiert [Ende April 1909]

D IE  N E U E N  G O T T H A R D V E R T R Ä G E

[ - ] 1
Die von den drei Staaten beschickte Konferenz nahm am 24. März ihren 

Anfang und hielt im ganzen 17 Plenarsitzungen. Nach schwierigen Verhandlun­
gen ist am 20. dies. Monats eine Einigung zu Stande gekommen. Diese findet 
ihren Ausdruck in zwei Vertragsentwürfen, der eine zwischen der Schweiz einer­
und Deutschland und Italien anderseits, der zweite zwischen der Schweiz und 
Italien. Dem ersteren ist ein Schlussprotokoll beigegeben.

I. Der Hauptvertrag, zwischen der Schweiz, Deutschland und Italien, enthält 
an der Spitze, als Art. 1, die Bestimmung, dass die bestehenden sog. Gott­
hardverträge von 1869/71, 1878 und 1879 sammt und sonders aufgehoben sind 
und durch den neuen Vertrag ersetzt werden.

Sodann setzt er in den weitern Artikeln, 2-14, im wesentlichen folgendes fest:
Eine erste Gruppe von Artikeln wiederholt eine Anzahl von Vorschriften des 

1869er Vertrages: Die internationale Bestimmung der Gotthardbahn, den unun-

1. Kurze historische Einleitung.
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